
13. Juni 2025

Bundesrat-Beschluss: Mecklenburg-
Vorpommern kämpft um Steuergeld!
Am 13.06.2025 diskutiert der Bundesrat in Berlin ein

Wachstumspaket mit Steuererleichterungen. Mecklenburg-
Vorpommern fordert Ausgleich für Steuerausfälle.

Mecklenburg-Vorpommern, Deutschland - Heute wird im
Bundesrat über ein umfassendes Wirtschaftspaket beraten, das
die Bundesregierung auf den Weg gebracht hat. Die Diskussion
findet im Kontext bedeutender Steuerentlastungen für
Unternehmen statt, die die wirtschaftliche Lage in Deutschland
ankurbeln sollen. Mecklenburg-Vorpommern zeigt sich
grundsätzlich unterstützend, fordert jedoch gleichzeitig einen
Ausgleich für die erwarteten Steuerausfälle. Laut NDR ist das
Ziel des Gesetzes, unter anderem durch verbesserte
Abschreibungsmöglichkeiten und eine Senkung der Gastro-
Steuer bessere Bedingungen für Investitionen zu schaffen.

Ministerpräsidentin Manuela Schwesig (SPD) betont die

https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Wachtstumspaket-im-Bundesrat-Einigung-noch-vor-der-Sommerpause,bundesrat220.html


Notwendigkeit, die Wirtschaft in Deutschland wieder auf
Vordermann zu bringen. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung
sei die Senkung der Energiepreise. Zugehörige Maßnahmen
führen jedoch zu Steuerausfällen, die über 30 Milliarden Euro
betragen könnten. Für Mecklenburg-Vorpommern bedeutet dies
einen Verlust von etwa 140 Millionen Euro an Steuereinnahmen,
was die Ministerpräsidentin dazu veranlasst, einen finanziellen
Ausgleich vom Bund zu fordern.

Steuerentlastungen im Fokus

Die geplanten Steuerentlastungen bevorstehenden
Gesetzesinitiative wurden vom Kabinett befürwortet, was vor
allem die Unternehmen entlasten soll. Für die Umsetzung ist die
Zustimmung des Bundesrats entscheidend. Steuerexperte
Tobias Hentze vom Institut der deutschen Wirtschaft in Köln
hebt hervor, dass insbesondere die degressiven Abschreibungen
gezielte Anreize für Unternehmen schaffen, um frühere und
höhere Investitionen zu tätigen. Er weist allerdings darauf hin,
dass der positive Effekt dieser Maßnahmen nur befristet sei und
dass die Steuerlast für Unternehmensgewinne derzeit über dem
OECD-Durchschnitt liege, was eine Senkung der
Körperschaftsteuer notwendig machen könnte Spiegel.

Die Bundesregierung plant, die Körperschaftsteuer von 2028
bereits früher zu senken. Dadurch erhofft man sich eine
Stärkung des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
Nichtsdestotrotz müssen die Länder und Kommunen auch die
Mindereinnahmen tragen, was besonders die Kommunen vor
Herausforderungen stellt. Diese müssen in den kommenden
Jahren ein Drittel der Entlastung schulter, was insgesamt etwa
elf Milliarden Euro entspricht. Der kommunale Anteil an den
Steuereinnahmen ist jedoch nur bei 15 Prozent, was dazu führt,
dass viele Kommunen in eine finanzielle Schieflage geraten
könnten.

Blick in die Zukunft

https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/kabinett-billigt-milliardenschwere-steuerentlastungen-fuer-unternehmen-a-1f3a5250-6348-46b9-b93d-6500a8347b51


Die Einigung zwischen den Ländern und der Bundesregierung
wird vor der Sommerpause angestrebt. Am kommenden
Mittwoch findet hierzu eine Ministerpräsidentenkonferenz unter
der Leitung von Kanzler Friedrich Merz (CDU) statt. Im
Bundestag steht die Entscheidung über den Gesetzesentwurf am
26. Juni an, wonach der Bundesrat folgen wird. Es bleibt also
spannend, ob das Wirtschaftspaket die notwendige Zustimmung
erhält und welche Auswirkungen es auf die Unternehmen sowie
die Steuerpolitik in Deutschland haben wird.
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